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I. Amtlicher Teil

2163 Sonderprogramm für den Kitabau 2024

Vcrwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung 
vom 6. Februar 2024

(3235-0001#2023/0002-0901 9511)

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen und 
dem Ministerium des Innern und für Sport wird folgende Vcr­
waltungsvorschrift erlassen:

1 Fördcrziel und Zuwendungszweck

1.1 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt im Rahmen der ver­
fügbaren Haushaltsmittel auf der Grundlage der §§ 23 
und 44 der Landeshaushaltsordnung (LFIO) vom 20. 
Dezember 1971 (GVBL 1972 S. 2, BS 63-1) und der Ver- 
waltungsvorschrifi zum Vollzug der Landeshaushalts­
ordnung (VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 
2003 S. 22, 324; 2022 S. 266) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung Zuwendungen zum bedarfsgerechten /Xusbau 
der Beircuungsangebote für Kinder in Kindertagesein­
richtungen nach Maßgabe und. im Rahmen der nachfol­
genden Bestimmungen.

1.2 Zuwendungszweck ist die Sicherung und Wiederauf­
nahme bedarfsgerechter Betreuungsplätze gemäß Num­
mer 2.1 in Kindcrtagcscinrichtungcn im Jahr 2024 im 
Rahmen der Bestimmungen des Landesgesetzes über 
die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in 
Tagcscinrichtungcn und in Kindcrcagcspflcge (Ki’laG) 
und der Bestimmungen des Achten Buches Sozialgc- 
setzbuch.

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuwendungen 
besteht nicht. Die Entscheidung über die Bewilligung 
der Zuwendungen erfolgt durch die Bcwilligungsstclle 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfüg­
baren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

2.1 Förderfähigkeit der Sicherung und Wiederaufnahme
von Plätzen

Förderfähig sind Investitionen, die der Erhaltung und/ 
oder der Wiederaufnahme von bedarfsbezogenen Be­
treuungsplätzen in Kindertagcscinrichtungcn dienen, im 
Rahmen der nachfolgenden Regelungen. Hierfür stehen 
im Jahr 2024 bis zu 35 Mio. Euro Haushaltsmittel bereit.

Förderfähig sind Betreuungsplätze, die ohne Erhal­
tungsmaßnahmen ersatzlos weglallen, im Antragszcii- 
punkt in der unbefristeten Betriebserlaubnis abgebildet 
sind, darin erhalten bleiben und die weiterhin entspre­
chend Nummer 1.2.4 der Vcrwaltungsvorschrift Ge­
währung von Zuwendungen zu den Baukosten von 
Kindertagesstätten (nachfolgend abgekürzt: 1-Kostcn- 
W) vom 25. September 2020 (GAmtsbl. S. 251) in der 
jeweils geltenden Fassung im Bcdarfsplan des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe enthalten bleiben 
(Platzsichcrung).

Förderfälüg sind auch solche Betreuungsplätze, die 
aufgrund der Maßnahme wieder in die unbefristete 
Betriebserlaubnis und in den Bedarfsplan des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe als zusätzliche Plät­
ze aufgenommen werden, wenn die geförderten Plätze 
in den der Antragstcllung vorausgegangenen zehn Jah­
ren nicht in der unbefristeten Bctriebserlaubnis abge­
bildet waren, aufgrund der Regelung in Nummer 1.2.4 
I-Kostcn-VV keine zusätzlichen Betreuungsplätze dar- 
stellcn (Höchststandklauscl) und innerhalb der Zweck­
bindungsfrist nach Nummer 1.3.1 I-Kosten-VV (20 
Jahre) nicht bereits durch da.s Land gefördert wurden 
(wiederaufgenommene Plätze).

Keine Zuwendungen im Rahmen dieser Förderricht­
linie werden gewährt insbesondere für allgemeine Sa­
nierungsvorhaben (z.B. reine Bauunterhaltung oder 
Maßnahmen aufgrund unterlassener Bauunicrhaltung), 
energetische Sanierungsmaßnahmen. Ersatzbauvorha­
ben und Ausstattungsinvestitionen.

2.2 Förderfähige Investitionen

2.2.1 Bauinvestitionen

Investitionsvorhaben im Sinne der Nummer 2.1 sind 
Erweiterungs- und Umbaumaßnahmen, die der Verbes­
serung der bedarfsgerechten Betreuung (Vcrpllegungs- 
und Ruhemöglichkeiten inklusive der Nassräume) und/ 
oder der Verbesserung der Barriere- und Bewegungs­
Freiheit dienen, soweit dadurch Plätze im Sinne der 
Nummer 2.1 Satz 3 gesichert werden.

Darüber hinaus sind die Investitionsvorhaben im Sinne 
der Nummern 1.2.2 und 1.2.3 I-Kosten-VV lörderlähig, 
soweit dadurch Plätze im Sinne der Nummer 2.1 Satz 4 
wicdcraufgenommeit werden.

2.2.2 Sanierungsinvestitionen

Sanicrungsmaßnahme im Sinne der Nummer 2.1 sind 
daiüber hinaus (verbundene) Maßnahmen, die der 
Verbesserung der bedarfsgerechten Betreuung (Ver- 
pflcgungs- und Ruhcmöglichkciten inklusive der Nass­
räume) und/oder der Verbesserung der Barriere- und 
Bewegungsfreiheit dienen, soweit dadurch Plätze gc.$i- 
chert, wiederaufgenommen oder im Sinne der Nummer 
1.2.4 l-Kosten-W geschaffen werden. Sanierungen in 
diesem Sinne sind Maßnahmen, die innerhalb einer be­
triebenen Einrichtung vorgenommen werden und keine 
Änderung des Grundrisses der baulichen Anlage oder 
der Raumaufteilung innerhalb der baulichen /Vnlage be­
sorgen.

Hierunter fallen beispielsweise die Sanierung eines Es­
sens- oder Mensaraums mit Akustikdcckc/Schallschutz 
und/oder Sonnenschutz ctc., die Sanierung der Küche 
zur Optimierung der Kochsituation, die Erneuerung dc.s 
Bodens in einem Bewegungsraum, der Einbau von Po­
desten zur Schaffung von zusätzlichen Schlafplätzen.
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2.3 Zweckbindung

Die nach dieser Verwaltungsvorschrift geförderten 
Maßnahmen sind 20 Jahre für den Zuwendungszweck 
gebunden. Im Übrigen gelten hierzu die Bestimmungen 
zu Nummer 1.3 1-Kostcn-W.

3 Zuwendungsempfänger

Antragsbcrcchtigt sind Gemeinden, Gemeindeverbän­
de, Zweckverbände und anerkannte Träger der freien 
Jugendhilfe in ihrer Eigenschaft als Träger der Baumaß­
nahme sowie Betriebe und öffentliche Einrichtungen, 
die für den Bedarf ihrer Angehörigen und Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter ein besonderes Interesse an ei­
ner standortgebundenen Kindertageseinrichtung haben 
(vgl. Nummer 2.1 I-Kostcn-\W).

4 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

Soweit diese Vcrwaltungsvorschrift nichts anderes re­
gelt, gelten für das gesamte Förderverfahren die Vorga­
ben der I-Kostcn-VV entsprechend.

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 
Festbetragsfinanzierung gewährt und erfolgt nach den 
folgenden Pauschalen, maximal jedoch bis zur Höhe 
von 90 V. H. der nachgcwiescncn zuwendungsfähigen 
Kosten,

Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Förderung für 
kombinierte Maßnahmen ist ausgeschlossen, soweit sich 
die Förderung auf dieselben Plätze bezieht.

5.1 Bauinvestitionen (Platzpauschalen)

Die Förderpauschalcn für Investitionen im Sinne der 
Nummer 2.2.1 werden entsprechend der Nummer 1.2.7 
1-Kosten-VV gebildet.

5.2 Sanierungsinvestitionen

Abweichend von Nummer 5 Satz 1 wird die Förderung 
für eine Sanicrungsmaßnahmc im Sinne der Nummer
2.2.2 auf 90 v. H. der nachgewiesenen zuwendungsfä­
higen Kosten festgesetzt, aber nicht mehr als 250 000 
F.uro je. Maßnahme (Anteilsfinanzierung mit Deckelung 

. Höchstfördersummc).

5.3 Mindestantragssumme

Die beantragte Förderung soll mindestens 25 000 Euro 
betragen.

6 Verfahren

Auf das Antrags- und ßcwilligungsvcrfahrcn finden die 
dahingehenden Vorgaben der I-Ko.stcn-VV entspre­
chende Anwendung, soweit nachfolgend nicht Abwei­
chendes geregelt ist.

6.1 Antragsstichtage

Im Jahr 2024 können Förderanträge zum Stichtag 15. 
April 2024 und zum Stichtag 15. Juli 2024 cingcrcicht 
werden.

Sofern im Jahr 2023 auf der Grundlage der I-Kosten- 
VV cingercichte Förderanträge Maßnahmen enthalten, 
die nach der I-Kosten-W nicht förderfähig sind, aber 

nach dem vorliegenden Sonderförderprogramm ab 
dem Jahr 2024 Förderinöglichkeitcn eröffnen, kann bei 
einer Antragstellung im Jahr 2024 zum Sonderförder­
programm insoweit hierauf Bezug genommen werden. 
Hierbei handelt cs sich lediglich um eine Verfahrenser- 
Icichtcrung in Bezug auf die Vorlage erforderlicher An­
tragsunterlagen (Vermeidung einer doppelten Vorlage 
inhaltsgleicher Unterlagen). Insbesondere die Regelung 
zu Nummer 7.3 bleibt unangetastet.

6.2 Erleichterungen im Verfahren betreffend Förderun­
gen von Sanierungsinvestitionen

Für Anträge auf Förderung einer Sanierungsmaßnahme 
im Sinne der Nummer 2.2.2, mit denen keine weiteren 
Förderungen nach dieser Vcrwaltungsvorschrift oder 
der I-Kosten-W beantragt werden, gilt abweichend 
von den Nummern 2.2.2 und 2.2.6 Satz 1 I-Kosten-VV 
I’olgcndcs:

In jedem Fall sind eine ausführliche Maßnahmenbe- 
schrcibung, ein Kostenplan, ein Flächcnplan, ein Finan- 
zicrungsplan und ein Wirtschaftlichkcitsnachwcis vor- 
zulcgcn.

Die Anwendung der in den Nummern 1.2.5 und 2.2 I- 
Kosicn-VV enthaltenen Vorgaben erfolgt cntsprcch(.'nd 
den Umständen des Einzclfalls.

7 Sonstige Zuwenduiigsbestimmungen

7.1 Zeitpunkt spätester Maßnahmenbeginn

Mit den geförderten Vorhaben soll innerhalb von zehn 
Monaten nach der Bewilligung der Zuwendung begon­
nen werden, soweit im Bewilligungsbcscheid keine ab­
weichende Frist bestimmt ist.

Ist nach Ablauf der Frist die Maßnahme noch nicht 
begonnen, kann der Bewilligungsbescheid widerrufen 
werden. .

1st der Beginn der Bauarbeiten innerhalb dieser Frist 
nicht möglich, ist dies unverzüglich seitens des Antrag­
stellers gegenüber der Bewilligungsbehörde anzuzeigen 
und sind die Gründe hierfür darzulegen.

7.2 Fertigstellung des Vorhabens und Abruf der Förder­
mittel

Im Fördcrbescheid werden entsprechend den Antrags­
unterlagen die Fristen zur Fertigstellung des zu fördern­
den Vorhabens fcstgchaltcn. Es wird ein Plan zum zeit­
nahen Abruf der Fördermittel, insbesondere im Wege 
des abschnittsweisen Abrufs, festgehalten. Hierbei ist 
grundsätzlich ein Abnif der Fördermittel bis spätestens 
zum 31. Dezember 2025 vorzuschen.

7.3 Vorzeitiger Maßnahmebegiiin

In Abweichung von Nummer 3 l-Kosten-\/\' wird der 
förderunschädliche vorzeitige Maßnahmebeginn lür 
förderfähige Maßnahmen gemäß Nummer 2 zum 1. Ja­
nuar 2024 zugelassen.

Diese Zulassung beinhaltet keine Zusage für eine spä­
tere Förderung und ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn 
erfolgt somit in Eigenverantwortung des Maßnahmeträ- 
gers.
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8 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Ver­
öffentlichung in Kraft.

223113 Durchführung der Landesverordnung 
über die gymnasiale Oberstufe 

(Mainzer Studienstufe) 
Verwaltungsvorschrilt des Ministeriums für Bildung 

vom 17, Januar 2024 
(943 C-51 113/0/34)

Bezug:

Vcru'altungsvorschrift vom 16. Juni 2010 (943 C-51 113­
0/34), Anitsbl. S. 306; GAintsbl. 2020 S. 249, zuletzt geändert 
durch Verwaltungsworschrift vom 15. Juni 2023, Amtsbl. S. 
412

1 Die im Bezug genannte Verwaltungsvorschrift wird wie 
folgt geändert:

1.1 In Nummer 2 werden die Worte „in der Fassung vom 24. 
Oktober 2008" durch die Worte, „in der jeweils geltenden 
Fassung" ersetzt.

1.2 Nummer 4.4.1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Das Thema muss einem an der Schule unterrichteten Fach 
zugeordnet sein."

1.3 In Nummer 4.4.3 Satz 1 wird das Wort „Leistuugskiirs" 
durch die Worte „Grund- oder Lcistungskurs“ ersetzt.

2 Diese Vcrwaltungsvorschrift tritt am 1. August 2024 in
Kraft. ■

Fachkräftcvercinbarung für Tageseinrichtiingen 
für Kinder in Rheinland-Pfalz

Vereinbarung über die Voraussetzungen der Eignung von pä­
dagogischem Personal in Tagescinrichtungen lür Kinder nach 
§§"22, 22a SGB VHI i. V. m. § 45 Abs. 2 Ziff. 1 und Abs. 3 
Ziff. 2 SGB Vni sowie dem Landesgesetz über die Erziehung, 
Bildung und Betreuung von Kindern in Tagescinrichtungen 
und in Kindertagespflege (KiTaG) in Rheinland-Pfalz in der 
jeweils geltenden Fassung

Zwischen dem Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch das

Ministerium für Bildung, '

den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege,

den kommunalen Spitzenverbänden,

dem Beauftragten der Evangelischen Kirchen und

dem Leiter des Katholischen Büros Mainz

wird in Ausführung der vorstehend genannten Bestimmungen 
Folgendes vereinbart:

Präambel

'lageseinrichningen für Kinder In Rheinland-Pfalz sind Orte 
der Erziehung, frühen Bildung und Betreuung. Nach § 1 des 
Landcsgcsctzcs über die Erziehung, Bildung und Betreuung in 
Tagescinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaG) sollen 
diese allen Kindern gleiche Entwicklungs- und Bildungschan­

cen bieten sowie die Eltern unterstützen, Erwerbstätigkeit und 
Kindefcrziehung besser miteinander vereinbaren zu können.
Die fachliche Arbeit in Tagescinrichtungen für Kinder ist 
geprägt von Aufmerksamkeit, Achtsamkeit und Wertschät­
zung gegenüber allen Kindern und ihren Eltern, einer offenen 
Kommunikation und einem vertrauensvollen Miteinander. 
Die Orientierung am Kinds wohl, dem Schutz des Kindes und 
den Kinderrechten ist dabei immer handlungsleitcnd. Die Bil- 
dungs- und Erziehungscmpfehlungcn für Tagescinrichtungen 
für Kinder in Rheinland-Pfalz greifen die Komplexität und das 
Zusammenspiel von kind- und eitern- bzw. famllienbczogcncr 
Arbeit und einem daran orientierten fachlichen Personalkon­
zept auf und stellen eine Oricnticrungs- und Reflexionshilfe 
für die Arbeit der pädagogischen Fachkräfte dar, auf deren 
Grundlage die jeweilige cinrichtungs- und trägerspezifische 
Konzeption erstellt und umgesetzt wird.
Der erstmals im April 1973 getroffenen Vereinbaning zwi­
schen der Landesregierung und der Liga der freien Wohl­
fahrtsverbände über den Einsatz von pädagogischem Personal 
in Kindertagestätten traten nach der Novellierung im zApril 
1999 die kommunalen Spitzenverbände bei, inzwi.schen auch 
die Evangelische und die Katholische Kirche. Dadurch ist ge­
währleistet, dass in allen Tageseinrichtungen lür Kinder ein 
hoher fachlicher Standard möglich ist.
Mit dem Ki'läG traten zum 1. Juli 2021 die neuen Regelun­
gen zur plalzbczogcncn Pcrsonalbcmcssung sowie zum Sozi- 
alraumbudgct In Kraft. In diesem Kontext wurde die Fach- 
kräftevercinbarung überarbeitet und u. a. der Gedanke des 
multiprofcssionellcn Teams in Kindertagcsclnrichtungcn atif- 
gegriffen’. Mit der vorliegenden Fachkräftcvcrcinbaning wer­
den w'citcre Optionen geschaffen, Fachkräfte zu multiprofcs- 
sioncllen Teams zusammcnzustcllen. Diese können den Alltag 
in der Kindertagescinrichtung durch zusätzliche Perspektiven 
bereichern. Durch die Atisdiffcrcnzierung von Kompetenzen 
und Wissensbeständen in einem primär pädagogisch ausge­
richteten Team erhalten Kinder zusätzliche Möglichkeiten 
und Chancen, unterschiedliche Ansätze, Lebensrealitäten und 
Arbeitsw'cisen zu erleben und in der Lebenswelt vorhandene 
Vielfalt kennenzulernen. Die Verantwortung für die Zusam­
mensetzung de.s Teams obliegt dem Träger, dessen Iland- 
lungsmöglichkeiten unbenommen des weiterhin bestehenden 
Anspruchs auf den ausreichenden Einsatz pädagogisch quali­
fizierter Fachkräfte erweitert w'erden.
Die Überarbeining erfolgte gemeinsam mit den Kooperati­
onspartnerinnen und -partnern und unter Berücksichtigung 
der Trägerautonomie. Die Ausbildungsstätten und Berufsver­
bände wurden eingebunden. Die 2021 gctrolfenen Regelungen 
w’urden nun noch einmal diskutiert und entsprechend verän­
dert oder ergänzt.
Die Fachkräftcvercinbarung trifft keine Aussage über die 
Qualifikation von Personen, die zur Deckung individueller 
Lcisningcn zur Teilhabe in Tagescinrichtungen tätig sind.
Die Fachkräftcvercinbarung trifli weiterhin keine zXussagen 
zur tariflichen Eingruppierung.
Die Unterzeichnenden sind sich einig, dass die Umsetzung 
dieser Fachkräftcvercinbarung zu den geltenden Bedingungen 
des KiTaG sowie der dazugehörigen Rcchtsvcrordnungcn er­

*’ .siehe u. a. Empfeltltu^cn des Deutschen Vereirts zur Luplcmcn- 
dcning und Ausgestaltung multiprofcssioncller Teams und mulupro- 
fessionellen Arbeitens in Kindenageseinrichtungen (vgl. hups://www. 
dcutschcr-vcrcln.de/dc/uploads/cmpfclilungcn-stcllungnal-uncn/2016/ 
dv-34-14-mulriprofessionelle-teams.pdf[I4.10.2019])
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